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Rückführung des Pflegekindes Amy auf Anordnung eines 
Oberlandgerichtes gegen die Empfehlung des Jugendam-
tes und gegen jede Vernunft
von Birgit Nabert und Christoph Malter

Seit etwa 12 Monaten begleitet unser Lan-
desverband eine Pflegefamilie, die uns kurz 
zusammengefasst folgende Informationen 
zu ihrem Kind gab: Die heute 2-jährige Amy 
(Name geändert) lebt seit dem 17. Lebens-
tag in der Pflegefamilie. Es liegen Informa-
tionen darüber vor, dass Amy aufgrund ei-
ner Suchtproblematik der leiblichen Mutter 
aus dem Krankenhaus heraus in Pflege kam, 
nach der Schwangerschaft unter Entzugser-
scheinungen litt und deshalb mit Morphin 
behandelt werden musste. Eine intrauterine 
Schädigung durch Alkohol- und Drogenkon-
sum der Mutter während der Schwanger-
schaft konnte bis heute nicht ausgeschlos-
sen werden. Die Pflegeeltern legen uns ein 
60-seitiges Sachverständigengutachten vor, 
aus dem u.a. hervorgeht, dass Amy eine si-
chere Bindung an die Pflegeeltern entwi-
ckelt habe. 

Die Pflegeeltern fragen uns nach unserer 
Einschätzung dazu, inwiefern ein Halb-
jahres-Rückführungsplan dem Kindes-
wohl von Amy entsprechen würde und bit-
ten um Hilfe. Weil wir die Rückführung für 
unverantwortlich halten, fertigen wir eine 
schriftliche Stellungnahme an, aus der wir 
hier zitieren:

1.	 Es gibt keinen vernünftigen Grund, 
sicher gebundene Kinder im Alter von 2 
Jahren von ihren liebevollen Eltern oder 
sozialen Eltern zu trennen, weil die Bin-
dungsentwicklung in dieser Zeit besonders 
störanfällig ist und man der kindlichen 
Entwicklung damit nicht nur kurzfristigen, 
sondern oftmals auch langfristigen Scha-
den zufügt. Darin sind sich alle ernstzu-
nehmenden Experten der Bindungslehre ei-
nig und dies ist ein einhelliges Ergebnis aus 
der Bindungsforschung (vgl. z.B. Spitz oder 
Schmalohr1 u.v.a.m.)! Der Gutachter ... be-
hauptet: „Ein Wechsel ... ist ... eine Bela-
stung für Amy, ... jedoch nicht zwangsläufig 

1	 SPITZ, R.: Vom Säugling zum Kleinkind (10 
A.). Stuttgart: Klett-Cotta, 1992; SPITZ, R.: Die 
Entstehung der ersten Objektbeziehungen (5. 
A.). Stuttgart: Klett-Cotta, 1992;  SCHMALOHR, 
E.: Frühe Mutterentbehrung bei Mensch und Tier. 
München: Kindler, 1968, 1972

eine Gefährdung.“ Der Satz ist zwar richtig, 
das Risiko für Kind und Mutter wird aber 
bagatellisiert.

2.	 Amy wurde aller Wahrscheinlichkeit 
nach intrauterin durch die Einnahme von 
Alkohol und Drogen durch die Mutter wäh-
rend der Schwangerschaft schädlichen Sub-
stanzen ausgesetzt, die in ihrer Wirkung 
toxisch sind und das ZNS und somit die ge-
samte Entwicklung des Kindes nachhaltig 
schädigen können. Dies ist in der Medizin 
unstrittig und oftmals sogar schon nach der 
Geburt durch Spezialisten diagnostizierbar, 
bspw. an den FAS Spezial-Ambulanzen in 
Berlin oder Münster... 

3.	 Insgesamt ist davon auszugehen, dass 
die Mutter von Amy viel Kraft dafür benö-
tigt, nicht wieder in die Suchtmittelabhän-
gigkeit zu geraten. Die Rückfallwahrschein-
lichkeit bei Frauen steigt einer Schweizer 
Studie zu Folge im statistischen Sinne si-
gnifikant, wenn sie mit Kindern zusam-
menleben, keine Vertrauensperson vorhan-
den ist oder arbeitslos sind. Stabilisierend 
wirkt sich bei Frauen das Zusammenleben 
mit einem Partner ohne Kinder aus und das 
Vorhandensein einer zufriedenstellenden 
Arbeitssituation2. 

4.	 Auch aus der Jugendhilfe ist bekannt, 
dass Rückführungen von Kindern aus Pfle-
gefamilien zu ihren Eltern häufig scheitern 
und es in Folge dann häufig zu erneuter Un-
terbringung in meist teurere und weniger 
effektive Maßnahmen kommt. Hierzu liegen 
uns umfangreiche Erfahrungen aus der Ver-
bandsarbeit vor, Einschätzungen, die uns 
von Sozialarbeitern in den Jugendbehörden 
bestätigt werden...3

5.	 Insgesamt muss hier die Frage auf-
geworfen werden, ob der Sachverständige 
über Erfahrungen mit der komplexen Mate-

2	 SIEBER, HASENFRATZ, MEYER: Haben Frauen 
einen günstigern Behandlungsverlauf als Män-
ner..., 2002, forel Klinik
3	 MALTER, NABERT: Gelingende und misslin-
gende Rückführungen von Pflegekindern in ihre 
Herkunftsfamilien, 2007, s.a.  http://www.agsp.
de/html/a86.html

rie des Pflegekinderwesens verfügt, denn es 
scheint schwer erklärbar, wie er zu der Ein-
schätzung kommt, dass hier eine „zügige 
Anbahnung für den Wechsel in den mütter-
lichen Haushalt“ (S.60) erfolgen soll, wenn 
nicht einmal das Jugendamt – das in aller 
Regel sehr Herkunftselternfreundlich ist – 
diese Auffassung teilt und unterstützt und 
der Erfolg der Rückführung lediglich auf 
die Aussagen eines experimentierfreudigen 
Sachverständigen gestützt werden sollen.

Wir jedenfalls sind überzeugt davon, dass 
eine Rückführung von Amy mit erheblichen 
Misshandlungsrisiken, mindestens i.S. der 
schweren emotionalen Vernachlässigung, 
einhergeht und können den Pflegeeltern 
nicht anraten, diesen unverantwortlichen 
Prozess der unsicheren Rückführung in ir-
gendeiner Art und Weise zu unterstützen. 
Als Dauerpflegeeltern hatten sie sich auch 
von Anfang an dafür nicht zur Verfügung 
gestellt und sollten dies auch nicht als Bür-
ger tun, die den Kinderschutz ernst neh-
men.     

Am 7.4.2009 beschließt ein Oberlandge-
richt, dass 
1.	 Die Beschwerde des Jugendamtes zu-
rückgewiesen wird 
2.	 Die Herausgabe des Kindes Amy an die 
Kindesmutter angeordnet wird

Anstatt mögliche juristische Mängel zu dis-
kutieren, zitieren wir hier in großer Sorge 
um das Kind Amy aus dem uns vorliegenden 
Beschluss, um die Situation des Kindes 
deutlich zu machen und zu zeigen, welche 
wahrgenommenen Risiken selbst drei kluge 
Richter eines Oberlandgerichtes bereit sind 
der armen Amy zuzumuten:

 „Die Kindesmutter ist ca. 30 Jahre alt... Zu 
ihrer Drogenvergangenheit hat sie angege-
ben, sie habe mit dem 13. Lebensjahr be-
gonnen zu ‚kiffen’ und Alkohol zu trinken. 
Im Alter von 15/16 Jahren habe sie vor 
allem am Wochenende Ecstasy und Speed 
konsumiert. Ab 20 Jahre habe sie Benzo-
diazepine und Kokain, ab 2001 auch He-
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roin zu sich genommen. 2004 bis 2006 sei 
der Konsum intensiver geworden. Sie habe 
im Grunde genommen alles ausprobiert. Sie 
habe bestimmt 10 Entgiftungen hinter sich. 
Nachdem sie mit Amy schwanger geworden 
sei, sei sie in ein Methadonprogramm auf-
genommen worden... Die Kindesmutter war 
psychisch erkrankt. Schon als Kind litt sie 
an Verhaltensstörungen. Zur Zeit leidet sie 
an einer schizoaffektiven Störung... 

Das Kreisjugendamt macht mit seiner Be-
schwerde geltend, es handele sich um einen 
Fall notwendiger Verfahrenspflegschaft. 
Gleichwohl habe der Familienrichter eine 
Verfahrenspflegerin erst nach der zweiten 
mündlichen Verhandlung bestellt und diese 
nicht mehr angehört... Darüber hinaus habe 
der Erstrichter die Beteiligten nicht ange-
hört... Nach dem Gutachten des Sachver-
ständigen seien Rückfälle der Kindesmutter 
nicht ausgeschlossen... und von einer me-
dizinischen Heilung könne überhaupt keine 
Rede sein... Nicht nur das Jugendamt, son-
dern auch die Pflegeeltern hätten erheb-
liche gravierende Bedenken gegen die Um-
setzung vorgetragen... 

Die Kindesmutter gibt an nach der Geburt 
Amy 14 Tage lang täglich im Krankenhaus 

besucht zu haben. Nach einem krankheits-
bedingten Vorfall auf der Station sei sie 
dort mit Handschellen weggebracht wor-
den... Beim Gespräch in der psychiatrischen 
Klinik habe das Jugendamt unmissver-
ständlich deutlich gemacht, dass Amy un-
ter keinen Umständen in ihrem Haushalt le-
ben solle.

Der Senat kommt zu dem Ergebnis, dass ein 
zeitlich verlängerter Eingriff in das Eltern-
recht der Kindesmutter durch eine Verblei-
bensanordnung unverhältnismäßig wäre. Es 
fehlt an der Erforderlichkeit einer solchen 
Maßnahme. Er kommt auch zu der Überzeu-
gung, dass es der Kindesmutter mit Hilfe der 
familiären, sonstigen und Unterstützung 
des Jugendamtes gelingen wird, die Erzie-
hung und Betreuung Amys zu meistern... 
Die notwendige Kompetenz der Kindesmut-
ter kann hier nicht in Frage gestellt wer-
den. Sie hat durch ihr Verhalten seit Mitte 
2007 für eine Drogensüchtige eine ganz un-
gewöhnlich positive Entwicklung durchlau-
fen, die als Ausnahme hervortritt.

Hervorzuheben sind für die zukünftigen 
Entwicklungen folgende Ausführungen: 
...Sollten die Familien nicht in der Lage 
sein, eine Kindeswohl dienliche Grundhal-

tung zu entwickeln,... ist aus gutachtlicher 
Sicht mit hoher Wahrscheinlichkeit davon 
auszugehen, dass Amy in ihrer Persönlich-
keitsentwicklung starke Belastungen erfah-
ren wird. Untereinander nicht friedfertig 
agierende Bezugspersonen bringen Kinder 
in einen Loyalitätskonflikt, den die Kin-
der häufig dadurch lösen, dass sie sich ge-
genüber einer Bezugsperson abgrenzen und 
sich ablehnend bezüglich einer gewünsch-
ten Kontaktaufnahme zeigen.“

Die Autoren sind fest davon überzeugt, dass 
Amy durch den vorliegenden Beschluss und 
die Umsetzung nicht unerheblich und nach-
haltig Schaden zugefügt wurde. Wir erwi-
dern: Sollten Richter nicht in der Lage sein, 
eine Kindeswohl dienliche Grundhaltung zu 
entwickeln, werden Kinder wie Kevin aus 
Bremen selbst bei vorbildlich funktionie-
render Jugendhilfe weiterhin ungeschützt 
zu Schaden kommen.

Bleibt zu hoffen, dass der Gesetzgeber die 
Pflegefamilie – im Interesse vieler Pflege-
kinder – zukünftig mit weiterentwickelten 
Rechtsnormen besser und eindeutiger vor 
ähnlich unvernünftigen staatlichen Über-
griffen schützt.

Das Schütteltrauma-Syndrom 

Eine häufige Form des nicht akzidentellen Schädel-Hirn-Traumas im Säuglings- 
und Kleinkindesalter

von Jakob Matschke, Bernd Herrmann, Jan Sperhake, Friederike Körber, Thomas Bajanowski und Markus Glatzel

Hintergrund: Erfahrungen aus jüngst pu-
blik gewordenen Kindesmisshandlungsfäl-
len verdeutlichen die Bedeutung einer si-
cheren Diagnose und eines adäquaten 
Handelns. Versäumnisse können schwer-
wiegende Konsequenzen haben. Besondere 
Sorgfalt verdienen die äußerlich oft spuren-
armen Misshandlungen im Säuglings- und 
Kleinkindesalter, insbesondere die mit ho-
her Morbidität und Letalität behafteten 
nicht akzidentellen Schädel-Hirn-Traumata.

Methoden: Selektive Literaturrecherche so-
wie Überblick über nationale und internati-
onale Empfehlungen.

Ergebnisse: Das Schütteltrauma ist eine 
häufige syndromale Sonderform des nicht 
akzidentellen Schädel-Hirn-Traumas im 
Säuglings- und Kleinkindesalter. Schät-
zungen für Deutschland gehen von 100 bis 
200 Fällen im Jahr aus. Typische Befunde 
sind Zeichen einer diffusen Hirnschädigung 
sowie subdurale und retinale Blutungen im 
Kontext einer fehlenden oder inadäqua-
ten Anamnese. Die Letalität beträgt bis zu 
30% und bis zu 70% der Überlebenden er-
leiden Langzeitschäden. Die Vorgehenswei-
se im Verdachtsfall umfasst neben Maßnah-
men zur Beweissicherung durch gründliche 
Dokumentation auch konsiliarische Unter-

suchungen durch Radiologen, Ophthalmolo-
gen, Labormediziner und Rechtsmediziner.

Schlussfolgerung: Die zuverlässige Diagno-
se eines Schütteltraumas erfordert ein Ver-
ständnis der zugrunde liegenden Pathophy-
siologie. In der Verdachtssituation ist eine 
gründliche Untersuchung mit Dokumentati-
on der Befunde sowie ein interdisziplinäres 
Vorgehen angezeigt. Eine Fortführung, Aus-
weitung und Evaluation bereits bestehender 
präventiver Maßnahmen für Deutschland ist 
zu fordern.
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dern eher wirtschaftliche Hilfen als großen 
Problembereich benennen. 

Ob es gelingen wird, beim Vorliegen von 
Ansprüchen gegenüber unterschiedlichen 
Leistungsträgern durch die Bewilligung von 
Komplexleistungen gemäß SGB IX eine tat-
sächliche Verbesserung zu erreichen, bleibt 
eine spannende in die Zukunft gerichtete 
Frage. Durch eine Änderung im § 10 SGB 
VIII (Jugendhilfe) und entsprechende Lan-
desverordnungen könnte leicht bewirkt 
werden, dass Jugendämter auch Kinder mit 
Behinderungen im Rahmen der Eingliede-
rungshilfe in Pflegefamilien vermitteln und 
diese betreuen, was in Sozialämtern nur er-
schwert zu leisten wäre. Für den Übergang 
ins Erwachsenenleben wird aber auch in 
der Sozialhilfe eine Anerkennung der Pfle-
gefamilien benötigt, wenn man nicht wei-
terhin einseitig teure institutionelle Un-
terbringungen privilegieren will und der 
Menschlichkeit  ausreichend Rechnung tra-
gen möchte.

Beratung und Therapie in 
Pflegefamilien
Viele Pflegefamilien klagen darüber, dass 
sie von Seiten der Jugendämter nicht hin-
reichend Unterstützung erhalten und dass 
sie sich unverstanden fühlen, wenn sie sich 
an Familien- oder Erziehungsberatungsstel-
len wenden. Karo Babelscheck vom Fach-
zentrum für Pflegefamilien betonte in ih-
rem Vortrag, dass gerade in der Beratung 
häufig Fehler passierten, weil die klassische 
Familienberatung und -therapie die be-
sonderen Rahmenbedingungen des Pflege-
kinderwesens nicht im Blick habe. Dies sei 
ihr in ihrer Arbeit auch schon passiert, als 
sie sich noch nicht mit Pflegefamilien be-
fasst habe.

So sei beispielsweise der besondere Druck, 
der auf Pflegefamilien laste, weil sie als „öf-
fentliche Familie“ wahrgenommen werden, 
die im Focus von Ämtern, Herkunftsfami-
lie, Nachbarn, Kita und Schule steht, drin-
gend bei der Beratung oder Familienthera-
pie zu berücksichtigen. Pflegeeltern hilft 
es nicht, wenn über Beratung oder Thera-
pie der ohnehin auf ihnen lastende Druck 
erhöht wird.

Außerdem müssen Berater und Therapeuten 
die geringere Autonomie der Pflegefamilie 

berücksichtigen, die sich aus ihrer recht-
lichen Sonderstellung ergibt. Keine an-
dere Familie ist in Fragen des Sorge- und 
Umgangsrechts der bei ihnen lebenden Kin-
der so eingeschränkt handlungsfähig wie 
die Pflegefamilie, die darüber hinaus auch 
durch die Kooperationsbeziehungen in 
der Hilfe zur Erziehung nur eingeschränkt 
selbstbestimmt handeln kann.

Da die Pflegefamilie nicht nur Familie, son-
dern gleichzeitig auch semiprofessionellle 
Hilfe zur Erziehung ist, sind die Rollen, in 
denen sich die Familienmitglieder befinden, 
weitaus komplexer, als die Rollen in her-
kömmlichen Familien. Familienmitglieder 
sind eben nicht nur Vater, Mutter oder Kin-
der/ Geschwister, sondern gleichzeitig auch 
Pflegevater, Pflegemutter und Geschwister 
eines Kindes, das auf unbestimmte Zeit in 
der Familie lebt und auf Grund seiner pro-
blematischen Vorerfahrungen besondere 
Unterstützung benötigt.

Berater und Therapeuten, die in Pflegefa-
milien arbeiten, müssen außerdem stets 
im Blick haben, dass bestimmte Annah-
men, insbesondere der systemischen Fami-
lientherapie und -beratung, in der Pflegefa-
milie nur eingeschränkt gelten. So wird in 
diesem Beratungssetting normalerweise da-
von ausgegangen, dass das Kind „Symptom-
träger“ ist, soll heißen, dass sein Verhalten 
eine Reaktion auf bestimmte Verhaltens-
weisen im Familiensystem ist. Dies gilt für 
Pflegefamilien nur eingeschränkt, weil Pfle-
gekinder auf Grund ihrer Vorerfahrungen 
eben häufig ein Verhalten zeigen, das sich 
nicht auf die aktuelle Situation in der Pfle-
gefamilie, sondern auf die vorherigen Erleb-
nisse in der Herkunftsfamilie bezieht. Wenn 
die Kinder die Familien verwechseln, müs-
sen Berater und Therapeuten dies wahrneh-
men und erkennen, dass das Kind in diesen 
Situationen eben nicht Symptomträger für 
das Verhalten der Pflegeeltern ist.

Schließlich sollten Berater im Blick haben, 
dass sie in Krisensituationen hier mit se-
miprofessionellen Klienten zusammenarbei-
ten, weil es sich um eine Hilfe innerhalb 
von Hilfe zur Erziehung handelt, letztend-
lich die Klienten selbst auch Helfende sind.

Diese Besonderheiten des „Systems Pfle-
gefamilie“ führen zu besonderen Anforde-
rungen an Therapeuten und Berater, die 
ihrerseits deshalb selbst besondere Fortbil-

dung benötigen. Dies bestätigte auch Stef-
fen Szwillus, der als selbständiger Familien-
therapeut in Magdeburg arbeitet und eine 
Zusatzausbildung in Aufsuchender Pflegefa-
milientherapie belegt hat.

Fazit

Durch die verschiedenen Vorträge wur-
de noch einmal bewusst, wie vielfältig das 
Pflegekinderwesen in allen seinen Facetten 
ist und unter welchen oft schwierigen Rah-
menbedingungen die Pflegefamilien und die 
Pflegekinderdienste ihre verantwortungs-
volle Aufgabe angehen müssen. Für alle Be-
teiligten hat sich der Ausflug an die Ränder 
des Pflegekinderwesens an diesem informa-
tionsreichen Tag gelohnt.

Volker Henneicke ist Dipl. Verwaltungswirt, 
Verwaltungsbetriebswirt und Mediator und ar-
beitet im Team der Stiftung Ev. Jugendhilfe 
St. Johannis Bernburg, Fachzentrum für Pfle-
gefamilien Sachsen-Anhalt

Umgangskontakte –  
ein Kommentar
Das Kindschaftsrechtsreformgesetz 
(1998) ist ein sehr umgangsbeton-
tes Gesetz, und niemand will dem Um-
gangsrecht der Eltern bei Pflegefamili-
enunterbringung die Vorfahrt nehmen. 
Das darf jedoch nicht dazu führen, 
dass dadurch das Kindeswohl gefähr-
det wird. Bei Kindeswohlgefährdun-
gen ist der Umgang gem. § 1684 Abs. 
4 BGB auszusetzen. Das Kindeswohl ist 
bei Pflegekindern unter anderem dann 
gefährdet,

- wenn die Umgangskontakte trauma-
tisierend oder retraumatisierend sind;

- wenn die pathologische Bindung zur 
Herkunftsfamilie noch nicht abgebaut 
und die für die Heilung notwendige 
Bindung zur Pflegefamilie noch nicht 
stabilisiert ist;

- wenn die Herkunftsfamilie die Pfle-
gefamilie nicht voll akzeptiert und un-
terstützt.

Auch der Wunsch des Kindes nach Kon-
takten ist nicht ausschlaggebend, weil 
bei misshandelten und missbrauchten 
Kindern oft eine besonders intensive 
neurotische Bindung zur Herkunftsfa-
milie aufrechterhalten wird. Dann sind 
Kontakte kontraindiziert.

Christoph Malter




